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Seit jeher haben Einwanderer eine
Doppelrolle gespielt. Sie sind Verheißung
und Sündenböcke gleichermaßen. Einer-
seits versprechen sie Innovation und neue
Ideen, ökonomisches Wachstum und eine
Verbindung zur großen weiten Welt, ande-
rerseits wurden sie in ökonomisch schlech-
teren Zeiten schnell zu ersten Krisenopfern
und zum Zielpunkt chauvinistischer Res-
sentiments.

Das gilt heute mehr denn je: Wer im
globalisierten Markt mithalten will, ist zu
Modernität und Aufbruch verdammt. Ge-
rade weil europäische Gesellschaften altern
und einen zunehmenden Fachkräfteman-
gel aufweisen, verspricht man sich über
Einwanderung die demografische Frage zu
lösen und die gesellschaftliche Dynamik
aufrecht zu erhalten.

Gleichzeitig verschärfen sich in den
Städten die Debatten über die Folgen wach-
sender sozialer und kultureller Differenz.
Die Jugendaufstände in den Pariser Ban-
lieus, die Jugendgewalt in London und die
Diskussion um »abgängige« Stadtviertel
und »Parallelgesellschaften« in Deutsch-
land haben viele Ursachen, aber einen ge-
meinsamen Nenner: Die Konflikte werden

zurückgeführt auf Einwanderungsprozes-
se. Die aktuelle Wirtschaftskrise verschärft
diese Stimmung.Vor allem prekär beschäf-
tigte Einwanderer sind die Ersten,die,mehr
oder weniger offensiv, gebeten werden, das
Land zu verlassen, wenn der Integrations-
motor Arbeitsmarkt stottert.

Migrantinnen und Migranten als Zu-
kunftsressource und als Konfliktverstärker
gleichermaßen – in kaum einer Stadt kon-
zentrieren sich diese gegenläufigen Ge-
mengelagen so wie in Berlin. Das verwun-
dert vielleicht, weil Berlin mit 25 % ei-
nen geringeren Einwandereranteil aufweist
als z.B. Frankfurt (rd. 37 %) oder Stuttgart
(rd. 34 %).

Parallelgesellschaften und
Bildungsaufsteiger

Aber seit dem Fall der Mauer hat die Stadt
einen unvergleichlichen Umbruch erlebt.
Der massive Wegfall industrieller Arbeits-
plätze hat die Berliner Einwandererbevöl-
kerung besonders hart getroffen. Zwischen
1993 und 2005 hat rund ein Drittel der aus-
ländischen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Berlin seinen Job verloren.
Viele dieser nun arbeitslosen Arbeitsmig-
ranten der ersten Stunde haben seitdem
den Weg nicht mehr zurück in den ersten
Arbeitsmarkt gefunden. Die damit einher-
gehenden sozialen Verwerfungen sind nicht
gleichermaßen übers Stadtgebiet verteilt,
sondern bündeln sich in den ehemaligen
Einwandererbezirken Westberlins. Quar-
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tiere wie Neukölln, Kreuzberg oder Wed-
ding sind inzwischen bundesweit zu Syno-
nymen für so genannte Parallelgesellschaf-
ten und marodierende ethnische Jugend-
gangs geworden.

Weniger im öffentlichen Fokus steht,
dass Berlin auch die Stadt mit dem höchs-
ten Akademikeranteil unter Migrantinnen
und Migranten in Deutschland ist (39 %).
Zu ihnen gehört eine wachsende Gruppe
an Bildungsaufsteigerinnen und -aufstei-
gern aus den Milieus der ehemaligen Ar-
beitsmigrantinnen und Arbeitsmigranten.
Einwanderer sind zudem mit rd. 23 % viel
häufiger selbstständig als Deutsche (15,2 %)
und tragen damit erheblich zum wirtschaft-
lichen Wachstum und zur ökonomischen
Vielfalt Berlins bei.

Auch die internationale Attraktivität
der Stadt hängt stark von der mit der Ein-
wanderung einhergehenden kulturellen
und gesellschaftlichen Dynamisierung ab.
Einen neuen »Berlin Mythos« hat gar die
im November 2008 vorgelegten Berlin Stu-
die der Hertie Stiftung ausgemacht. Die

2000 befragten Berlinerinnen und Berliner
loben an der Stadt Kreativität, Weltoffen-
heit und Vielfältigkeit. Dieses Berlin-Ge-
fühl ist, so die Studie, ein Grund für den
starken Zuzug Hochqualifizierter vor allem
in wissensintensiven Dienstleistungen.

Die ungestüme Entwicklung Berlins
nach dem Mauerfall bringt somit ein Mus-
ter zur Kenntlichkeit, das für europäische
Metropolen generell typisch ist: Einerseits
gelten Einwanderer zunehmend als Be-
reicherung, deren Ressourcen, Potenziale
und Kompetenzen für die Stadtgesellschaft
nutzbar gemacht werden müssen. Ande-
rerseits sind sie Teil einer oftmals bildungs-
fernen und ökonomisch unterprivilegier-
ten Schicht mit geringen beruflichen Pers-
pektiven. Beides fordert staatliches und
damit städtisches Handeln heraus. Wie
können Städte den kulturellen Reichtum,
der aus Einwanderungsprozessen resul-
tiert, gewinnbringend einsetzen? Wie kön-
nen sie gleichzeitig verhindern, dass ganze
Stadtviertel sozial und ökonomisch abge-
hängt werden?
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Integrationspolitik als 
städtische Zukunftspolitik

Umfassende Antworten suchen die Städte
in der Aufwertung, bzw. Neudefinition von
Integrationspolitik. »Pragmatisches Impro-
visieren« (so Rita Süßmuth, Vorsitzende
der Zuwanderungskommission, zur Inte-
grationspolitik der 90er Jahre) soll über-
wunden und Integrationspolitik als städti-
sche Zukunftspolitik ressortübergreifend
und strategisch ausgerichtet werden: »Eine
Integrationspolitik, die unter diesen Bedin-
gungen erfolgreich sein will, muss einen
langen Atem haben. Sie muss angelegt sein
als breites Feld von miteinander verzahnten
Strategien, die auf die Verbesserung des
Zugangs zu Bildung, Ausbildung und zum
Arbeitsmarkt, auf die interkulturelle Öff-
nung der Regeldienste und auf eine bessere
Partizipation von Migranten/innen zielen –
eine Politik also, die Migranten/innen wie
Mehrheitsgesellschaft in den Blick nimmt,
Berlin als weltoffene Stadt weiterentwickelt
und die sozialen und ökonomischen Dis-
paritäten ausgleicht«, so beschreibt das
Berliner Integrationskonzept von 2005 die
Aufgabe.

Für die Entwicklung und Umsetzung
eines solchen umfassenden Politikentwur-
fes bekommt auch die Frage der strategi-
schen Steuerung eine größere Bedeutung.
Vorbei die Zeiten, in denen sich Integra-
tionspolitik in der (paternalistischen) Par-
teinahme für eine bestimmte Bevölke-
rungsgruppe erschöpfte. Integrationspoli-
tik wird in vielen europäischen Städten
mittlerweile strategisch und konzeptionell
untermauert. Sie ist Querschnittsaufgabe,
die die unterschiedlichen Fachpolitiken –
Arbeit, Bildung, Gesundheit, Soziales etc.
– aus einem integrationspolitischen Fokus
heraus angeht. »Berlin: Einwanderungs-
stadt ›under construction‹? Von der Be-
auftragtenpolitik zur strategischen Steue-
rung« ist der bezeichnende Titel einer
neueren Untersuchung zur lokalen Integ-
rationspolitik in Deutschland.

Fester Bestandteil dieser Konzeptionen
und Strategien ist die Entwicklung eines
umfassenden politischen Leitbildes, das
die Bedeutung der kulturellen Vielfalt als
Zukunftsressource und die Notwendigkeit
der Festigung der (sozialen) Kohäsion glei-
chermaßen unterstreicht. »Vielfalt fördern
– Zusammenhalt stärken« – dieses Leit-
motiv des Berliner Integrationskonzeptes
findet sich in ähnlichen Formulierungen in
London, Paris, Amsterdam und anderswo
wieder.

»Vielfalt fördern – Zusammenhalt stär-
ken« beschreibt aber auch die Konflikt-
linie, um die sich die Diskurse mit Blick auf
die europäische Migrations- und Integra-
tionspolitik derzeit drehen: Welche Seite
der Medaille ist wichtiger?

In den vergangenen Jahren konnte man
in den Niederlanden eine deutliche Ent-
liberalisierung des Integrationsdiskurses
und folglich auch der Integrationspolitik
feststellen. Die Niederlande, die viele Jahr-
zehnte lang als das Musterland des aufge-
klärten Mulitkulturalismus galten, haben
spätestens mit dem Tod des Filmemachers
Theo van Gogh eine Kehrtwende in der
Integrationspolitik vollzogen. Es wurde
Abschied von einer Politik der Anerken-
nung von Einwanderergruppen genom-
men,gleichzeitig wurde der Druck auf Ein-
wanderer erhöht, ihre Integrationsbereit-
schaft unter Beweis zu stellen. Schrittma-
cher für diese Entwicklung war vor allem
die Stadt Rotterdam.

Dieser Rollback findet vor dem Hin-
tergrund großstädtischer Konflikterfah-
rung auch in Deutschland ein gewisses
Echo. So haben die restriktiven Maßnah-
men in Rotterdam in Berlin von verschie-
denen Seiten öffentlich Unterstützung er-
halten und wurden zur Nachahmung
empfohlen. Wenig erfolgreiche oder »un-
disziplinierte« Kinder aus Einwanderer-
familien sollten, so die Fürsprecher einer
restriktiven Politik, drastischer sanktio-
niert und ihre Eltern stärker unter Druck
gesetzt werden. »Integrationsunwilligen«
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Hartz IV-Empfängern sollte die Unterstüt-
zung gestrichen werden, und im Jugend-
strafrecht die Priorität der pädagogischen
Unterstützung fallen.

Anerkennung
statt Desintegration

Die Forderung nach Übertragung städti-
scher Politikmodelle à la Rotterdam auf die
deutsche Situation blendet aus, dass auf der
nationalen Ebene grundlegende rechtliche
Unterschiede bestehen. Z.B. fällt unter den
Tisch, dass sich die Appelle zu stärkerer
Integration in den Niederlanden (ebenso
wie in Frankreich und Großbritannien) an
die eigenen Staatsbürger richten. Die mehr
als große Mehrheit der niederländischen
Einwanderer verfügt damit über volle poli-
tische Mitbestimmungsrechte. Sie sind Bür-
ger im besten Sinne und bestimmen über
den Wahlzettel die Ausrichtung der Integ-
rationspolitik mit.

In Deutschland hingegen besitzen viele
derjenigen, die Zielpunkt der öffentlichen
Debatte sind, keine deutsche Staatsange-
hörigkeit auch wenn sie oder ihre Eltern
bereits seit vielen Jahren hier leben. Das
Signal der Nichtanerkennung, das die deut-
sche Gesellschaft und die deutsche Politik
hier senden, ist immer noch fatal. Wer eine
Nachahmung niederländischer Politik for-
dert,kann die rechtlichen Bedingungen,die
Einwanderer in beiden Ländern vorfinden,
nicht unberücksichtigt lassen und muss
Veränderungen im deutschen Recht ein-
fordern.

Die Erfahrung, dass die – häufig res-
triktive – nationalstaatliche Migrations-
und Integrationspolitik nicht den Inte-
ressen der auf Einwanderung besonders
angewiesenen europäischen Metropolen
entspricht, hat in den letzten Jahren zu ei-
ner verstärkten Zusammenarbeit der gro-
ßen Städte geführt. So forderten bereits
2003 die Bürgermeister von London, Ber-
lin u.a. Großstädte in einem gemeinsamen

»City-Statement«, dass Flüchtlinge und
Asylbewerber frühzeitig eine Integrations-
perspektive bekommen sollten, um Des-
integration zu verhindern. Das war damals
ein Tabubruch angesichts einer deutschen
Politik, die die Integration von nicht aner-
kannten Asylbewerbern qua Gesetz ver-
hindert – heute ist mit der Altfallregelung
und den erleichterten Zugängen zum Ar-
beitsmarkt ein erster Schritt in diese Rich-
tung getan.

Auch das City-Statement zeigt: Metro-
polen als Knotenpunkte der Migration
sind Seismographen für notwendige Ver-
änderungen, weil sich in ihnen der Re-
formbedarf am frühesten und deutlichsten
zeigt. Sie sind daher auch Innovations-
motoren der Integrationspolitik.

Neue Migrationspolitik

Vor dem Hintergrund wachsender städti-
scher Segregation wird die Weiterentwick-
lung von großstädtischer Integrationspoli-
tik auch künftig stark Kohäsionsaspekte
thematisieren.Aber angesichts ungenügen-
der rechtlicher Rahmenbedingungen muss
sich die integrationspolitische Debatte ge-
rade in der Bundesrepublik wieder mehr
verbinden mit einer rechtlichen Gleich-
stellungsoffensive. Aktive Gleichstellungs-
politik und erleichterte Einbürgerung etwa
durch die Hinnahme von Mehrstaatlich-
keit sind in einer globalisierten Welt der
Normalfall geworden, es wird Zeit, dass
sich Deutschland diesem Trend anpasst. In
der Migrationspolitik müssen neue Rah-
men gesetzt werden, die die europäischen
Metropolen in die Lage versetzen, im glo-
balisierten Markt und im Kampf um die
Köpfe mitzuhalten.

Dieses auch zum Kern der integrations-
politischen Debatte zu machen, ist ange-
sichts der Konflikte und Probleme in den
großstädtischen Einwanderungsbezirken
kein leichtes Unterfangen. Aber es führt
kein Weg daran vorbei.
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